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Abend Ausgabe. 


Ahonnemeuts⸗Einladung. 
Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswartigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den gewöhnlich 
jo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und » 
vinziellen Begebniſſe „wieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten ift jo 
dekannt, daß wir es uns verfagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
hin für ein ſpannendes und in⸗ 
tereſſantes Feuilleton ſorgen 
Der Preis der zweimal täglich er⸗ 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfen⸗ 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 
Die Redaktion. 


Deutſcher Reichstag. 
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Am Tiſche des Bundesrathes: von Bötticher, 
v. Kameke, Bevollmächtigte z. Bundesrath v. Verdy, 
v. Bülow, Dr. v. Mayr, Edler v. d. Planitz, v 
Schmid, Katton, Herrmann und zahlreiche Kom- 
miſſare. 

Eingegangen iſt ein Geſetzentwurf, betreffend 
die Bezeichnung des Raumgehaltes der Gefäße, in 
welchen Flüſſigkeiten zum Verkaufe kommen. 
Tagesordnung: 


Erſter Gegenſtand zweite Berathung des Ent- 
wurfs eines Geſetzes betreffend die Abänderung des, 
Geſetzes vom 10. Februar 1875 über die Natu- 
ralleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden. 
Die Kommiſſion beantragt, dem Entwurfe des 
Bundesrathes zuzuſtimmen, jedoch auch an den 
\ $$ 9 und 16 des Geſetzes von 1875 Aenderun- 
gen vorzunehmen. In $ 9 ſoll folgender Satz 
eingeſchaltet werden: „Wenn im Einzelfalle die 
} beſonderen Umſtände der Leiſtung oder die am Orte 
| üblichen Fuhrpreiſe eine höhere Entſchädigung redt- 
6 fertigen, iſt auf Antrag desjenigen, welcher den 
Vorſpann geleiſtet hat, der Vergütungsſatz ent⸗ 
ſprechend zu erhöhen. Die Entſcheidung erfolgt 
nach Anhörung des Antragſtellers und der Militär- 
N Verwaltung durch die gemäß § 18 des Geſetzes 
1 zu beſtimmende Behörde. Soweit in den einzelnen 
i Bundesſtaaten Organe der Selbſtverwaltung be- 
ſtehen, iſt einem ſolchen die Entſcheidung zu über- 
tragen. Im Uebrigen ſinden die sg 14, Abſ. 1, 
und 16 des Geſetzes ſinngemäße Anwendung. Die 
Auszahlung des vom Bundesrath feſtgeſtellten Ver⸗ 
gütungsſatzes wird durch einen auf Erhöhung des- 
ſelben gerichteten Antrag nicht verzögert.“ 
Ferner ſoll in 16 der erſte Abſatz folgende 
Faſſung erhalten: 
„Entſchärigungsanſprüche, welche auf Grund 
dieſes Geſetzes erhoben werden, ſind bei dem Ge— 
meindevorſtande beztehungsweiſe der zuſtändigen Ci- 
vilbehörde anzumelden. Sie erlöſchen in den Fäl- 
len der 55 9 Nr. 1, Abſatz 2 und 4, 10, Abi. 
4, 11 bis 14, wenn ſie nicht innerhalb 4 Wochen 
nach dem Eintritte der behaupteten Beſchädigung, 
in allen anderen Fällen, wenn fie nicht ſpäteſtens 
im Laufe desjenigen Kalenderjahres angemeldet 
werden, welches auf das Jahr folgt, in dem die 
Entſchädigungs Verpflichtung begründet worden iſt.“ 
Referent Abg. Freiherr von Maltzahn⸗ 
Gültz empfiehlt die Annahme der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe. 
Staatsſekretär von Bötti ch er: 


Bisher 


habe der Bundesrath keine Stellung zu den Vor⸗ 
ſchlägen der Kommiſſion genommen, doch glaube 
er kaum, die Zuſtimmung deſſelben zu dieſen Vor- 
ſchlägen in Ausſicht ſtellen zu können, hauptſäch- 


mit Landbriefträ gergeld 2 Mark 50 Pfennige. 


lich, da nicht in allen Staaten das Inſtitut der 
Selbſtverwaltung bereits eingeführt ſei. 

Abg. Freiherr Nordeck zur Rabenau 
beantragt, die Vorlage von der Tagesordnung ab- 
zuſetzen, bis der Bundesrath Stellung zu derſelben 
genommen habe. 

Staatsſekretür von Bötticher tritt dem 
entgegen, da der Bundesrath doch nicht Stellung 
nehmen könne, ehe ein Beſchluß des Hauſes vor- 
liege. Er könne doch nicht annehmen, daß das 
Haus den Gemeindebehörden in denjenigen Staa— 
ten die endgültige Entſcheidung einräumen wolle, 
wo höhere Organe der Selbſtverwaltung nicht be— 
ſtehen. 

Abgg. Freiherr v. Beaulieu⸗Mar⸗ 
connay und Melbeck unterſtützen die Rück- 
weiſung in die Kommiſſion, da dort Niemand 
daran gedacht habe, die Gemeindebehörden mit der 
letzten Entſcheidung dann zu beauftragen, wenn es 
keine höheren Selbſtverwaltungsbehörden gebe; die 
Kommiſſion müſſe in dieſem Punkte eine andere 
Faſſung vorſchlagen. 

Abg. Dr. Mendel tritt dieſer Auffaſſung 
entgegen, da das Haus, nachdem es einen Be- 
ſchluß gefaßt, erſt erfahren könne, welche Stellung 
die Regierung zur Einführung der Selbſtverwal⸗ 
tungsbehörden in dieſer Materie überhaupt ein- 
nehme. 

Referent Abg. Freiherr von Maltzahn⸗ 
Gültz erklärt ſich mit der Rückweiſung in die 
Kommiſſten allerdings einverſtanden, doch glaube 
er, daß es möglich ſein werde, in der Zwiſchen⸗ 
zeit bis zur dritten Leſung eine geeignete Faſſung 


zu finden. 


Darauf werden die Anträge auf Rückverwei⸗ 
jung zurückgezogen und das Haus nimmt einſtim⸗ 
mig den § 9 nach dem Kommiſſtonsvorſchlage an, 
ebenſo nach der Befürwortung des Referenten Abg. 
Freiherrn von Maltzahn⸗Gültz den § 16. 

Auf Antrag des Abg. Meier (Bremen) 
wird der zweite Gegenſtand der Tages- Ordnung 
(Küſtenfrachtfahrtsgeſetz; von der Tages Ordnung 
abgeſetzt, da noch Petitionen eingelaufen ſeien, 
über die Seitens der Kommiſſton noch kein Be- 
richt erſtattet ſei. 

Dritter Gegenſtand der Tages-Ordnung iſt 
die erſte Berathung eines Geſetzes betreffend die 
Abänderung der Gewerbeordnung. 

Abg. Ackermann tritt zunächſt der Be⸗ 
hauptung entgegen, daß dieſe Vorlage ein Aus- 
fluß der Reaktion ſei. Solche Schlagwörter könn⸗ 
ten ihn überhaupt nicht ſchrecken, und wer den be- 
rechtigten Forderungen der Handwerker, die in den 
Hauptgewerben allein 1,900,000 ſelbſtſtändiger 
Menſchen umfaßten, mit dem Geſpenſt des ſchwar⸗ 
zen Mannes, der Reaktion, entgegentreten wolle, 
der verſtehe den Lauf der Zeit nicht. Allerdings 
gehe der Ruf aus den Krelſen des Handwerks zu- 
nächſt nach Zwangsinnungen, doch glaube er und 
ſeine Freunde, daß dieſe Forderung zu weit gehe. 
Man könne unmöglich für alle Handwerke gleiche 
Innungeverhältniſſe konſtruiren; wollte man aber 
die Zwangsinnungen einführen, ſo würden dieſe 
gezwungen fein, eine Maſſe von Perſonen aufzu⸗ 
nehmen, die ſie ſelbſt als Pfuſcher betrachten. Er 
hoffe, daß das Handwerk ſelbſt helfen werde, das 
Innungegeſetz auszubauen, und er glaube, daß 
dann, aber auch erſt dann, wenn die Mehrzahl 
der Handwerker in die Innungen eingetreten ſeien, 
die Zeit gekommen ſei, an die Einführung obliga- 
toriſcher Innungen zu denken. Nun ſei der Vor⸗ 
lage der Vorwurf gemacht, fie lege dem Hantwer- 
ker nur Laſten auf, ohne ihm Rechte zu gewähren; 
dies ſei nicht richtig, denn der $ 100e beſtimmt, 
daß, wenn die Innung ſich hinſichtlich des Lehr- 
lingsweſens bewährt habe, man ihr ſtaatlicherſeits 
gewiſſe Rechte zu gewähren habe; nun hoffe er, 
daß es ihm gelingen werde, dieſe Rechte allen 
Innungen zugänglich zu machen, und ſie dahin zu 
erweitern, daß es ihnen zuſtehen ſolle, für die Zu- 
laſſung der Geſellen Beſtimmungen treffen zu kön- 
nen und daß ſie in gewiſſen Fällen, wenn fie Fach- 
ſchulen ꝛc. eingerichtet hat, einen Beitragszwang 
durch die Oberverwaltungsbebörde auch gegen Nicht. 
mitglieder ausüben könne. In ſolchen Fällen könne 
ja den Nichtmitgliedern ein Mitverwaltungsrech! 
eingeräumt werden. Nun ſolle die Vorlage die 
Selbſtverwaltung der Innungen zu ſehr einſchränken 
und den Verwaltungsbehörden zu weitgehende Auf— 
ſichtsrechte einräumen. Allerdings ſelen es viele 
Paragraphen, die hierauf Bezug hätten. 8 98 
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das ſei 
waltungs⸗Behörde 
handle 
wenn dieſelben ſich als verfehlt, als ſtaatsgefährlich 
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von der 
natürlich, 


Beſtätigung der Statuten, 
daß dieſe durch die Ber- 
fattzufinden habe. § 103 
Schließung der Innungen, 


von der 


herausgeſtellt haben. Allerdings gehe der § 104. 


wohl etwas zu weit in der Beſtimmung über die 


Innungsverbände. Einzelne Beſtimmungen müſſe 
er tadeln, z. B., daß § 100 geſtatte, daß Werk- 
meiſter in die Innung aufgenommen würden. Dies 
ſei unrichtig, da die Werkmeiſter und Handwerker 
heterogene Elemente ſeien. Hinſichtlich der ja an 
ſich berechtigten Ehrenmitglieder ſei es unmöglich, 
letzteren das volle Stimmrecht einzuräumen, da 
Leute, die niemals etwas fürs Handwerk gethan, 
wohl wenn fie ſonſt ſich verdient gemacht, Ehren⸗ 
mitglieder ſein könnten, aber doch nicht bei der 
Wahl der Obermeiſter ꝛc. mitwirken dürften. Red⸗ 
ner erklärt ſich für Einführung von Handwerker- 
kammern, die ja ſchon als Gewerbekammern in 
einigen Staaten beſtänden, doch glaube er, daß 
durch die in Ausſicht genommenen Innungsver⸗ 
bände nicht viel erreicht werden würde; das ſei 
wohl mehr Zukunftsmuſik. Endlich ſei Redner 
dagegen, den Innungsmitgliedern den Titel In- 
nungsmeiſter beizulegen, da dadurch die Mitglieder 
das Recht erhielten, ſich Meiſter zu nennen. Meiſter 
ſei aber der einzig richtige Name für die Innungs⸗ 
mitglieder, Meiſter iſt, der was erſann, Geſelle 
iſt, der etwas kann und Lehrling iſt Jedermann. 
(Beifall.) Seine Freunde würden im Anſchluſſe 
an die Beſchlüſſe des Volkswirthſchaftsraths einige 
Reſolutionen einbringen, die ſich für Einführung 
allgemeiner obligatoriſcher Arbeitsbücher und für 
Beſeitigung der aus der Gefängnißarbeit herrüh⸗ 

den Konkurrenz aus ſprechen. Redner ſchließ 
ſodann: Wir danken der Regierung für die Be⸗ 
reitwilligkeit, mit welcher fie auf unſere Anträge 
eingegangen iſt; wir hoffen, daß unſere Bedenken 
durch die Beſchlüſſe und Verhandlungen einer 
Kommiſſion Beſeitigung finden werden und bean- 
trage ich Uleberweiſung an eine Kommiſſion von 
21 Mitgliedern. Wir hoffen, daß es dieſer Kom⸗ 
miſſion in Vereinbarung mit der Regierung gelin- 
gen möge, dem Handwerksſtande zu einer Organi- 
ſation zu verhelfen, die das Handwerk wieder zu 
einem Stande mit goldenem Boden macht und die 
ihm die Befriedigung gewährt, eine Hauptſtütze des 
Staates zu ſein. (Beifall.) 

Abg. Baumbach glaubt, man könne dem 
Handwerke auf ganz andere Weiſe helfen, als es 
dieſe Vorlage wolle, durch Verbeſſerung des Volks- 
ſchulunterrichts, Einführung von Zeichenunterricht ꝛc. 
würde dem Handwerkerſtande mehr gedient werden 
als mit den Innungen. Der eigentliche Boden 
des Handwerks ſei das Genoſſenſchaftsweſen, dort 
ſeien Erfolge erzielt; alle Leute, die in den Ge— 
noſſenſchaften etwas mitzureden hätten, ſeien 
Handwerker. Im Ganzen ſei er mit den Be- 
ſtimmungen der Vorlage einverſtanden, könne je- 
doch alles das nicht billigen, was nach Zwangs⸗ 
innungen ſchmecke. 

Abg. Frhr. v. Hertling begrüßt die Vor⸗ 
lage als ein Mittel, die ſoziale Zerreibung des 
Handwerks zwiſchen Kapital und Arbeiter zu ver- 
hüten. Es ſei vollſtändig zu billigen, daß den 
Innungen, die freiwillig zuſammengetreten ſeien, 
nachdem fie ſich bewährt hätten, gewiſſe Rechte ge- 
währt würden. Uebrigens erklärt Redner für ge- 
wife Gewerbe und für gewiſſe Orte die obligato⸗ 
riſchen Innungen wohl noch für möglich, an an- 
deren Orten würden ſich aber aus den Intereſſen⸗ 
kreiſen heraus ſo erhebliche Schwierigkeiten ergeben, 
daß an ein Zuſtandekommen nicht zu denken ſein 
würde. Man ſolle doch Diejenigen, die Intereſſe 
am Innungsweſen hätten, ſich recht zahlreich an 
den freien Innungen betheiligen laſſen; wenn das 
geſcheben ſei, dann würde Zrit ſein, daran 


tere Rechte einzuräumen ſeien. Mit den vom Abg. 
Ackermann vorgebrachten Bedenken erklärt fi Red⸗ 
ner einverſtanden. 


Abg. Dr. Gareis erklart, die Vorlage be 
grüßen zu können als Ausfüllung einer Lücke in 
es ſich darum 


unſerer Geſetzgebung; jo weit 
handle, einen Rahmen zu ſchaffen für die Bildung 
von Intereſſengeſellſchaften des Handwerks, ſei er 


mit der Vorlage ganz einverſtanden, bedauere je⸗ 


doch, daß dies nicht früher geſchehen, daß nicht 
früher, als man den Zolltarif beſchloſſen, man die 
Intereſſen des Handwerks beachtet, denn dann wür- 
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zu Geſellen und Lehrlinge drückten den Handwerker⸗ 
denken, ob dieſen Intereſſenvereinigungen noch wei⸗ 


digkeit an die größeren Unternehmer aufgeben 


den eine ganze Reihe von Poſitionen des Tarifs * 
nicht beſchloſſen worden fein. Redner verbreurt 
ſich ſodann über einige Punkte, die er in der 
Vorlage für verbeſſerungsbedürftig hält. Vor allen 
Dingen will er einen Zwang der Innungen über 
Nichtinnungsmitglieder nicht ausgeübt wiſſen, wie 

$ 100e es wolle, das würde mit dem Prinzip der 
Gewerbefreiheit, mit der Vereinsfreiheit im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Die Annahme dieſes Paragraphen 
werde ſeine Partei (nationalliberal) zur Ablehnung 1 
des ganzen Geſetzes zwingen. Das deutſche Reich a 
ſei als ein Rechtsſtaat gegründet, man werde nicht 
einräumen wollen, daß es nur als Polizeiſtaat er⸗ 
halten werden könne. 


Abg. v. Sczaniecki erklärt ſeiner Freunde 
Einverftändniß mit dem Grundgedanken der Vor⸗ a 
lage, auch ſeien fie gegen Zwangsinnungen, aber 
für den goldenen Mittelweg der freien Innungen, 82 
nur ſcheine es ihm, als ob die Vortheile, die n 
Ausſicht geftellt ſeien, nicht groß genug ſeien. vn 
dieſem Punkte ſcheine ihm das Gejeg mehr ein r 
Mittel, um den Todeskampf des Handwerks a > 
kürzen, als ein Heilmittel zu fein. 2 

Abg. Hartmann (Sozialdemokrat). Auch 
er habe dieſe Vorlage begrüßt und ſich um jo 
mehr mit derſelben beſchäftigt, als er mit einigen 
ſeiner Fraktionsgenoſſen wohl die einzigen Mi 
glieder ſein würden, die noch unter den alten In⸗ N 
nungen Lehrlinge und Geſellen geweſen fein. 
Nun wolle er die Gewerbefreiheit nicht im Prinzip 
angreifen, aber man irre ſich ſehr, wenn man 
glaube, durch Prüfungen der Lehrlinge und ver 
Geſellen den Handwerkerſtand heben zu könn d. 
Der Lehrherr ſolle ein zweiter Vater des Lehrlings 
machen, dieſe Pflicht habe er dem Lehrling gegen⸗ 
über ſowohl als der Geſammtheit; dieſer Pflicht 
genügten aber die Lehrherren im Allgemeinen nicht. 
Deshalb werde auch die Lehrlingeprüfung nichts 
helfen. Er ſei nicht gegen die Innungen, habe in 
Hamburg ſelbſt zu der Gründung ſolcher beigetra- 
gen, aber zu anderen Zwecken, als die Vorlage 
wolle, nämlich um erſt einmal die Gemeinſamfeit 
der Intereſſen zu erkennen. Die Lehrlingsfrage 
ſolle man an den Lehrlingsſchulen angreifen, ſie 
aber nicht erſt Abends nach 8 oder gar nach 9 Ur 
dabin ſchicken, ſondern am Tage, denn ein junger 
Menſch brauche noch viel Schlaf und ſei, da der 
Meiſter, wenn er ſich ſonſt auch nicht viel um den 
Lehrling kümmere, ſtets aufmerkſam, daß er ſeine 
Pflicht tbue; da könne der Abendunterricht nichts 
nutzen. Was nun die Geſellen anlange, jo be⸗ 
ſtände ein ſolches Verhältniß, wie es die alten 
Zünfte gekannt, heute nicht mehr. Der Meiſter 
kümmere ſich nicht mehr um den Geſellen von der 
moraliſchen Seite, ſondern nur um ſeine Arbeit, 
ob er die gut mache. Der Handwerkerſtand be⸗ 
handle heute den Geſellen ſtets als den Sünden⸗ 
bock, der an Allem ſchuld ſei, was eigentlich duch 
die ſchlechten Zeiten verſchuldet werde und wodurch 
der Geſelle ebenſo ſehr leide als der Meiſter. Nun 
wolle der Meiſter aber auch etwas bedeuten, er 
wolle auch etwas zu kommandiren haben, und ſo 
ſolle ihm denn dieſe Vorlage helfen, da ihm die 
alten Faktoren, die er unter den Zünften kom⸗ 
mandirt habe, abhanden gekommen ſeien. Weiter 
könne er für die Vorlage keinen Zweck ſehen, das 
zeige ſich auch in der Begründung der Zwangs⸗ 
krankenkaſſen durch die Meiſter, durch die Arbeits ⸗ 
nachweiſebureaux, die Herbergen ic. Uebrigens ge ® 
fielen ihm die jetzt beſtehenden Schiedsgerichte beſſer . 
als die unter der Autorität der Innungen in der 
Vorlage neu konſtruirten. Jetzt zeige es ſich z. B. 
in Hamburg, daß in 80 Fallen von 100 der Ar⸗ 
beitgeber Unrecht erhalte und es ſcheine ihm das 
Streben dahin gerichtet, ein Schiedsgericht zu 
ſchaffen, welches umgekehrt entſcheide. Nicht die 


pe 


“ 


ftand, ſondern die traurigen Geſchäftsverhältniſſe, 
daß die ſelbſtſtändigen Handwerker ihre Selbftftän- 


müßten; dieſes werde man aber nicht durch die 
Vorlage ändern. Man ſolle die Wanderlager, 

die Spekulanten in Handwerkerartikeln, die ſchlechte 
Waaren zu Spottpreiſen verkaufen, beſeitigen, das 
werde dem Handwerkerſtande helfen. Die Regie ⸗ 
rungsvorlage ſei gut gemeint, ſie werde aber dem 
Handwerkerſtande nichts helfen, dieſem Stande ſel 7 
nicht zu helfen, er werde aus feinem Dilemma, jo 
wie ſich die ſozialen Verhältniſſe heute geftaltet 
hätten, kaum je herauskommen. 2 


. 
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dae eigentliche Wurzel der üblen Lage des Hand- 
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Abg. Schmiedel erklärt ſich Namens der 
freikonſervativen Fraktion mit dem Grundgedanken 
der Vorlage einverſtanden. Der Entwurf entſpreche 
aallſeitig aus den gewerblichen Kreiſen laut gewor- 
denen Wünſchen, alſo doch einem unzweifelhaft vor- 
handenen Bedürfniſſe. Redner wendet ſich ſodann 
gegen die Einwendungen des Abg. Gareis und 
meint, es ſei ja gerade die Signatur der früheren 
Periode auf dieſem Gebiete geweſen, daß die Be- 
bhiorde geglaubt habe, alles gehen laſſen zu müſſen, 
wie es gehen wolle; deshalb ſei dieſe Geſetzgebung 
eben nicht früher erfolgt. Auch er habe Bedenken 
7 an einzelnen Beſtimmungen, doch werde dazu in 
der Kommiſſion Zeit fein, dieſe Punkte zu verbej- 
fern. Eine jo ungerechte Rechtſprechung, wie der 
Vorredner befürchte, erwarte er von den Schieds- 
gerichten nicht. 
* Abg. Loewe (Berlin) glaubt, die Vorlage 
werde nach keiner Seite befriedigen, weder diejenigen, 
die das Handwerk ſich ganz frei entwickeln laſſen 
wollten, noch diejenigen, die da glaubten, das Hand- 
werk könne nur unter einem ſtarken Drucke gedei⸗ 
hben. Mit dieſen Innungen beabſichtige man nichts, 
ds eine politiſche Organiſation gegen die liberale 
. 19 Dichtung zu ſchaffen und die konſervativen Kadres 
zn ſtärken. Wenn das Handwerk in Verfall ſei, 
ſeo werde es weder durch Beſeitigung der Konkur⸗ 
mm des Großbetriebes, noch durch Lehrlings- oder 
Oeſellen-Prüfungen daraus errettet werden. Er 
halte das Inſtitut der dreijährigen Dienſtzeit für 


* 


werke: durch dieſe lange Unterbrechung der Aus- 
bildungszeit werde das wieder an Kenntniſſen und 
Fahigkeiten verloren, was vorher erlernt worden 
fei (Widerſpruch). Für den Großbetrieb mache ſich 


5 daas nicht fo bemerklich, als gerade für das Hand- 


5 Beute ſchon moraliſch verpflichtet. 


f ſche 


werk 


ee den guten Willen hätten, jo ſeien ſie dazu auch 
Das Geſetz 
bringe alſo keine Verbeſſerungen, nicht einmal hin⸗ 


455 cchtlich der Erlangung der Korporationsrechte. Auch 


Lonne es nicht Aufgabe der Geſetzgebung ſein, die 
Meiſterſchaft zu den humanen Einrichtungen (Her- 
bergen, Krankenkaſſen, Arbeitsnachweiſungen ꝛc) zu 
gingen, wenn ſie ſelbſt nicht jo viel Intereſſe für 
die Sache hätten, es von ſelber zu thun. Man 
ſolle das Schulweſen reorganiſiren und den Lehr- 
ungen ſchon dort techniſche Kenntniſſe beibringen. 
Das Handwerk ſolle ſich nicht auf die Mafjenarti- 
kel, ſondern auf diejenigen werfen, die ein beſtimm⸗ 
tes Quantum perſönlicher Intelligenz forderten, 
bann werde es auch wieder floriren.‘ Hierzu werde 
auch die Abkürzung der Kreditfriſten beitragen. Die 
Gewerbe würden ſich erſt heben, wenn kein 
einzelnes Gewerbe mehr von der Unſicherheit der 
Zuſtände in zollpolitiſcher und wirthſchaftlicher Be⸗ 
ziehung leide; dieſe Unſicherheit ſolle man abſtellen, 
im brauche man ſolche Geſetze nicht. 

Darauf wird die Debatte geſchloſſen und die 
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Abg. Graf udo zu Stolberg Gaſten. 
burg) hat während der Sitzung ſeinen Austritt 
is der Küſtenfrachtfahrts⸗-Kommiſſion erklärt. 
Nächſte Sitzung: Montag 12 Uhr. 
Tagesordnung: Brauſteuer, Reichsſtempelſteuer, 
ö Behrfteuer in Verbindung mit der dazu gehörigen 
5 Denkſchrift. 4 
Schluß 4), Uhr. 


Bi Ausland. 
Petersburg, 25. März. Der Name des 
SGroßfürſten Konſtantin war von jeher viel im 
Munde des ruſſiſchen Volkes und wenn ſich auch 
f AKaiſer Alexander II. wiederholt Mühe gab, ein 
gutes Einvernehmen mit dieſem ſeinem älteſten 
Bruder zu bekunden, jo ließ ſich ſpeziell das große 
Publikum dadurch nicht beirren und blieb bei jei- 
ner Behauptung: der Großfürſt konſpirire gegen 
men kaiſerlichen Bruder und Herrn. 
Seit der nihiliſtiſchen Bewegung war man 
mm auch ſofort bereit, dem Großfürſten Konftan- 
ein ſehr weſentliches Intereſſe für die Ideen 
der Revolutionäre nachzuſagen. Der heutige Zar 
machte ſchon als Thronfolger kein Hehl daraus, 
wie wenig er mit ſeinen beiden älteſten Onkeln 
ſympathiſire, mit Konſtantin ebenſowenig wie mit 
Nikolaus, der ſeit dem Feldzuge 1877 und den 
ſtandalöſen ſpäter aufgedeckten Lieferungs-Affairen 
eine ganze Achtung verſcherzt hatte. 
Alnter den obwaltenden Verhältniſſen war man 
deshalb auf die Stellung geſpannt, welche der junge 
Zar nunmehr dieſen beiden Brüdern ſeines Vaters 
einräumen würde, um ſo mehr, da bereits die Zu- 
ſammenſetzung eines für alle Fälle kreirten Negent- 
afts- oder Vormundſchaftsraths bewieſen hat, daß 
Kaiſer Alexander III. ſeiner Ueberzeugung treu 
Meist und ſich bei der Auswahl von Perſönlich⸗ 
keiten zu derartigen Vertrauensämtern nicht von 
unangebrachten Altersrückſichten u. ſ. w. beeinfluſſen 
läßt. 


Weder Großfürſt Konſtantin noch Großfürſt 
olaus wurden, wie ſchon mitgetheilt, von ihm 
zum Mitgliede dieſes Vormundſchaftsrathes erwählt, 
ſondern der jüngſte ſeiner Onkel, Großfürſt Michael, 
dem er vollſtes Vertrauen ſchenkt. 
Den beiden anderen Großfürſten iſt hierdurch 
s ein nicht mißzuverſtehender Wink gegeben. 
jedoch mit hartnäckiger Konſequenz erzäblt 
wird, dürfte es damit allein durchaus nicht fein 
Bewenden haben, ſondern ſollen bald nach den Bei⸗ 
ehungs⸗Feierlichkeiten die beiden älteſten Brüder 
des todten Zaren für „lange Zeit“ ſich ins Aus, 
d reſp. auf ihre Güter ins Innere begeben. 
Dem Volke iſt eine derartige „frei-“ oder 
freiwillige Verbannung noch nicht genug. Dieſe 
r moraliſche Strafe genügt ihm nicht, und jo 
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en Alles das, was die Vorlage bringe, bilde 
peute ſchon ein Recht der Handwerker und wenn 


ſind. 
gern von Laurentius Soenza, Kaſtellan von Stolp, 


r 


rr 


— 


wiſſen die Leute denn zu erzählen, daß z. B. Groß⸗ 
fürſt Konſtantin aller ſeiner Aemter und Würden 
entſetzt werden würde. 

Daß letzteres, wenn auch nicht in ſo ſchroffer 
Weiſe, geſchieht, iſt nicht unmöglich, wenn Groß- 
fürſt Konſtantin nämlich wirklich andauernd die 
Reſidenz verläßt und demgemäß den mit dieſen 
Aemtern und Würden verbundenen Pflichten nicht 
nachkommen kann. 

Provinzielles. 

Stettin, 28. März. Am Sonntag Vormit⸗ 
tag 10 Uhr wurde im Lokale der Turnhalle, Neu- 
ſtadt, Neue Wallſtraße 3, die fünfundzwanzigſte 
Kunft-Ausftelung in Stettin eröffnet und werden 
die Gemälde und Kunſtgegenſtände dem Publikum 
wieder wie gewöhnlich in zwei auf einander fol- 
genden Abtheilungen vorgeführt. Die erſte Ab- 
theilung, welche geſtern eröffnet wurde, weiſt eine 
große Zahl vorzüglicher Gemälde unſerer erſten 
Meiſter auf und können wir den Beſuch derſelben 
nur außerordentlich warm empfehlen. Es befinden 
ſich unter der großen Zahl Bilder einige Gemälde 
von wunderbar ſchöner Ausführung. Wir kommen 
noch des Ausführlicheren auf die Ausſtellung zu 


ſprechen. 
— Der erſte ſchöne Frühlingstag, am Sonn- 


das Auge ſchaute, fand es die Promenade dicht 
belebt. Namentlich waren Frauendorf und Gotz 
low die Ziele der Wanderluſtigen. Die Pferde- 
bahnwagen und Dampfer waren bis nach ſieben 
Uhr dicht beſetzt und mußten letztere wie an einem 
Sommertage allviertelſtündlich fahren. 
werk in der Stadt hatten ſich eine große Zahl 
Schauluſtiger eingefunden, die der Ankunft der 
„Kätte“ vom Stettiner Lloyd entgegen ſahen. Zu- 


folge einer dieſer Geſellſchaft zugegangenen Depeſche 
durfte das Schiff jedoch Swinemünde nicht eher 


verlaſſen, bis daſelbſt die von hier Sonntag früh 


abgegangenen Dampfer der Rud. Chr. Gribel⸗ 


ſchen Rhederei, „Titania“, 
eingetroffen ſeien. 
3 Uhr der Fall war, verſchob die „Kätie“ das 
Aufdampfen bis heute früh. 

— Die geſtrigen Extrafahrten behufs Rekog⸗ 
nosctrung des Eisſtandes im Haff hatten ſich einer 
außerordentlichen Frequenz zu erfreuen. Ueber 500 
Perſonen hatten die drei Dampfer beſetzt und bei 
dem ſchönen Wetter die Reſtaurateure ſehr in An⸗ 
ſpruch genommen. Auf einem Dalitz'ſchen Dam⸗ 
pfer hatte eine Muſikbande Platz genommen, deren 
Inſtrumente noch nicht ganz aufgethaut ſchienen, 
wodurch herzzerreißende Töne entſtanden, die ſelbſt 
die Wogen des Haffs in Acht und Bann erklär⸗ 
ten, ſo daß dieſe aus lauter Schmerz darüber ſich 
nicht rückten und rührten. Trotzdem war es aber 
doch ſehr ſcheene! 

— Der Dampfer „Kätie“ des Stettiner 
Lloyd iſt heute Mittag 12% Uhr hier eingetrof- 
fen und hat am Steinhof vis-A-vis der Kaſerne 

gelegt. Der Dampfer macht durch feine impo- 
ſante Größe und asse r Ren fal 
lichen, ſeetüchtigen Eindruck. Der Beſitzer der 
„Kätie“, Herr Direktor Schultz, fuhr mit einigen 
Freunden auf dem Dampfer „Olga“ dem neuen 
Schiff entgegen und traf daſſelbe unterhalb Gotz⸗ 
low. 

— Geſtern Morgen gegen 3 Uhr entſtand 
in der Küche des Reſtaurant „Villa Flora“, Straße 
24, Nr. 6, unter der Kochmaſchine Feuer, welches 
jedoch durch die herbeigerufene Feuerwehr in kurzer 
Zeit gelöſcht war. Das Feuer iſt durch die ganz 
unvorſchriftsmäßige Einrichtung, der Kochmaſchine, 
welche unmittelbar auf die Fußbodendielen aufge- 
ſetzt iſt, entſtanden. — Am Nachmittag wurde die 
Feuerwehr nach dem Grundſtücke Louiſenſtraße 12 
gerufen, wo in der auf dem Hofe 2 Treppen hoch 
belegenen Krüger'ſchen Tiſchler-Werkſtatt dadurch 
Feuer ausgebrochen war, daß einige Mahagont- 
bretter, die behufs Trocknens an einen ſtark geheizten 
Ofen geſtellt waren, welcher an einigen Stellen 
defekt war, in Brand geriethen. Die Gefahr 
wurde in kurzer Zeit beſeitigt. 

— Am 22. d. Mts. betrat ein Bauerhofs- 
beſitzer zu Kietzig ſeine etwa 100 Schritte von der 
Chauſſee iſolirt ſtehende Scheune und fand in der⸗ 
ſelben, auf Stroh liegend, eine männliche Perſon 
vor. Da der Menſch die Augen geöffnet hatte 
und ihn anſtarrte, forderte er denſelben mit bar- 
ſchen Worten auf, die Scheune zu verlaſſen, erhielt 
aber auch dann noch keine Antwort, als er mit 
einem Prügel drohte. Jetzt erſt bemerkte der Bauer 
zu ſeinem Schrecken, daß er die Leiche eines Hand⸗ 
werksburſchen vor ſich habe, der wahrſcheinlich in 
der Scheune ſchon vor längerer Zeit Obdach ge- 
ſucht hatte und erfroren war. Da Niemand die 
Leiche rekognosziren konnte und äußere Verletzungen 
an derſelben nicht ſichtbar waren, wurde Seitens 
der königlichen Staatsanwaltſchaft die Beerdigung 
angeordnet. 

— Gerade am 13. Oktober werden es 200 
Jahre, daß der Oberſt und Landhofmeiſter Chriſtoph 
Heinrich v. Puttkamer von dem Katſer Leopold I. 
in den Reichsfreiherrnſtand erhoben wurde. Der 
pp. Puttkamer hatte ſich 1620 in Kurland nieder- 
gelaſſen und die Güter Brötzen, Norkahn und 
Schwanden erworben. Diejenigen der pommer- 


„Lina“ und „Arthur“ 


ſchen Herren von Puttkamer, welche ihre Abſtam⸗ 
mung von vorgenanntem Ahnherrn nachzuweiſen 
im Stande ſind, dürfen ſich mit Recht deutſche 
Reichsfreiherren nennen. 
Schleſien begüterten Linie iſt Martin Anton von 


Von einer anderen in 


Puttkamer am 30. Auguſt 1737 in den preußi⸗ 
ſchen Freiherrnſtand erhoben worden, deſſen Nach- 
kommen jedoch in Pommern nie anſäſſig geweſen 
Die Puttkamers leiten ihre Abſtammung 


ab. Er war der jüngere Bruder des polniſchen 


u 


tag, hatte Tauſende ins Freie gelockt und wohin 


Am Boll- 


Da dies erſt Nachmittags nach 


oo 
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Wojwoden, Palatin Soenzs von Danzig ce. 129 b). 
Die Puttkamers beſaßen ſchon 56 Jahre früher, 
(1240) Tuchel (Konitz). Das ſeltene Jubiläum 
am 13. Oktober d. J. ſoll Veranlaſſung geben, 
feſtzuſtellen, welche Puttkamers von dem kurländi⸗ 
ſchen Oberſt und Landhofmeiſter Chriſtoph Hein- 
rich von Puttkamer abſtammen, und dadurch be- 
rechtigt ſind, ſich Freiherrn zu nennen. 

— (Perſonal-Veränderungen bei der königl. 
General-Kommiſſion für die Provinzen Pommern 
und Poſen.) 
und Taubner find vom 1. April er. ab zur Dis⸗ 
poſition geſtellt. — Der Regierungsrath v. Bor- 
ries, der Regierungs- und Landes-Oekonomie-Rath 
Alter, die Sekretäre Fiſch, Dürmeyer, der Bureau⸗ 
Aſſiſtent Liedtke, Bureau-Diätar Wagner und Kanz⸗ 
lift Blümke find vom 1. April cr. ab zur königl. 
General-Kommiſſion in Frankfurt a. O. verſetzt. 
— Die Regierungsräthe Kuthe, Knatz, Lüdemann, 
der Rechnungsrath Bernhardt, die Sekretäre Do— 
lainski, Pooſch, Kollrack, Drabitius, die Bureau⸗ 
Aſſiſtenten Grüger, Koebcke, Auſchwitz, die Bureau⸗ 
Diätarien Steinbrinck und Heintz, der Supernume- 
rar Kurzynski, die Kanzliſten Folganty, Peſchel 
und Hapke, die Kanzleidiätarien Röhn und Beyer, 
die Boten Meyer, Müller und Steffen und der 
Vermeſſungs-Reviſor Sichting find vom 1. April 
d. J. ab zu der neu errichteten königlichen Gene⸗ 
ral Kommiſſion für die Provinzen Oſt⸗ und Weft- 
preußen und Poſen nach Bromberg verſetzt. — 
Der Oekonomie-Kommiſſtons-Gehülfe Meyer iſt 
von Liſſa nach Stargard i. P., der Regierungs- 
Rath und Spezial-⸗Kommiſſarius Perrin von Poſen 
nach Bromberg, der Vermeſſungs-Reviſor Graff von 
Gneſen nach Oſtrowo und der Feldmeſſer Gruch 
von Neuſtettin nach Stargard i. P. vom 
April cr. ab verſetzt. — Der Rendant Koblitz iſt 
als Buchhalter zur Regierungs-Pauptkaſſe Brom- 
berg und der Kontroleur Rojahn zur General- 
Kommiſſion Breslau vom 1. April er ab verſetzt. 
— Ernannt find vom 1. April cr. ab der Re⸗ 
gierungs⸗Aſſeſſor von Kannewurff als Spezial- 
Kommiſſarius zu Königsberg i. Pr., der Regie⸗ 
rungs⸗-Aſſeſſor Schmiedeck als Spezlal⸗Kommiſſarius 
in Poſen. — Der Kanzliſt Schonert iſt vom 1. 
April er. ab penſtonirt. Als Kreieverordnete 
ſind beſtätigt der Rittergutsbeſitzer Pfeil zu Stecklin 
und der Amtsvorſteher Kundler zu Carlshof für 
den Greifenhagener Kreis, der Rittergutsbeſitzer 
Bohm zu Streeſen für den Kreis Pyritz. — Der 
Feldmeſſer Felderhoff zu Schneidemühl iſt ent⸗ 
laſſen. 

. Tribſees, 25. März. Der letzte Veteran 
aus den Befreiungskriegen, der 90jährige Arbeiter 
Paſſow, that jüngſt auf ſeinem Hofe einen jo 
unglücklichen Fall, daß er bald darauf an den 
Folgen deſſelben verſtarb. 

Zwei Knaben aus unſerer Stadt, Schüler der 
II. Knabenklaſſe, haben am Dienſtag Mittag heim⸗ 
lich die Stadt verlaſſen und ſich, mit den noth⸗ 
dürftigften Kleidungsſtücken und Lebensmitte 
ſehen, dem Norden zugewandt. Der Eine 


Pierow, der Andere in Garz a. R. abgefaßt, von 


wo aus ſie bald wieder in den heimathlichen Ge⸗ 
filden eintreffen werden. Aus welchen Gründen 
ſie den dummen Streich begangen haben, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Vielleicht wollten fie à la Robinson 
in der weiten Welt Abenteuer ſuchen. 
Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, 26. März. Die Rede Gambctta's 
wird ſelbſtverſtändlich von der opportuniſtiſchen 
Preſſe gebührend gelobt; ſie erſcheint aber dennoch 
banal und inhaltslos, trotz aller ſonoren Phraſe⸗ 
ologie. Lebhaft werden die Stellen über das 
Skrutinium und die eingefügten Schmeicheleten 
für Grevy kommentirt, die vielfach als geſchickte 
Propaganda für das Liſtenſkrutinium betrachtet 
werden, indem Gambetta damit der Streitfrage 
den Charakter eines perſönlichen Duells zwiſchen 
fi und Grevy zu nehmen geſucht. 

London, 26. März. Nach einer Meldung 
aus Neweaſtle vom 26. d. iſt der Präſident Krü⸗ 
ger mit mehreren Anführern der Boers daſelbſt 
eingetroffen und hat in demſelben Hotel Quartier 
genommen, in welchem der Präſident Brand 
wohnt. 

Petersburg, 27. März Der „Regierungs- 
anzeiger“ enthält folgendes katſerliche Manifeſt: 
Wir haben nach Beſteigung der Thrones unſerer 
Vorfahren in unabläſſiger Fürſorge für die Be⸗ 
wahrung und Befeſtigung der Ruhe und Wohl- 
fahrt des uns durch die göttliche Vorſehung an- 
vertrauten ruſſiſchen Reichs und nach dem Bei- 
ſpiele unſerer unvergeßlichen Vorgänger geſegneten 
Angedenkens Kaiſer Nikolaus I. und Alexander II. 
es für die heiligſte Pflicht gehalten, im Voraus 
für die Maßregeln Sorge zu tragen, welche in 
außergewöhnlichen Fällen ergriffen werden ſollen. 
In Anbetracht deſſen und in Erwägung der Min- 
derjährigkeit unſeres Nachfolgers, des Großfürſten 
Thronfolgers Nikolai Alexandrowitſch, verordnen wir 
auf Grund der Reichsgeſetze und der Familienge⸗ 
ſetze des Kaiſerhauſes und thun kund zu wiſſen, 
wie folgt: 1. Für den Fall unſeres Ablebens vor 
der erreichten, durch die Geſetze für die Kaiſer be⸗ 
ſtimmten Volljährigkeit unſeres vielgeliebten Soh⸗ 
nes und Nachfolgers ernennen wir zum Verweſer 
des Reichs und des untrennbar mit ihm verbunde- 
nen Zarenthums Polen und des Großfürſtenthums 
Finnland bis zu unſeres Sohnes Volljährigkeit 
unſeren vielgeliebten Bruder Wladimir Alerandro- 
witſch. 2. Wenn es dem Allmächtigen gefallen 
ſollte, nach unſerem Abſcheiden auch unſeren erſt⸗ 
gebornen Sohn vor Erreichung ſeiner Volljährigkeit 
abzurufen, ſo ſoll bei der Thronbeſteigung unſeres, 
gemäß des Erbfolgegeſetzes ihm folgenden anderen 


Die Geh. Regierungs-Räthe Färber 


1. | ſein wird. 
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zur Volljährigkeit dieſes unſeres anderen Sohnes. 
3. In allen in Punkt 1 und 2 dieſes Manifeſtes 
beſtimmten Fällen ſoll unſere vielgeliebte Gemahlin 
Kaiſerin Maria Feodorowna die Vormundſchaft 
ſowohl über unſeren erſtgeborenen Sohn, wie über 
unſere Kinder bis zur Volljährigkeit jedes von 
ihnen führen, in dem Maße und Umfange, welche 
das Geſetz beſtimmt. — Durch die Beſtimmung 
und Berundung dieſes unſeres Willens und der 
unſerer Abſichten hinſichtlich der Verwaltung des 
Reiches im Falle der Minderjährigkeit unſeres Nach- 
folgers wollen wir voraus jedem Zweifel in tie- 
ſer Bezichung begegnen und bitten den Allmächti⸗ 
gen, uns in Junſerer unaufhörlichen Fürſorge für 
die Wohlfahrt, die Macht und das Glück des uns 
von Gott verliehenen Reiches zu ſegnen. Gege- 
ben 14. (26) März zu St. Petersburg im 
Jahre nach Chriſti 1881, unſerer Regierung im 
erſten. 

Petersburg, 27. März. Se. kaiſerl. und 
kgl. Hoheit der deutſche Kronprinz wohnte geſtern 
wiederum der Todtenmeſſe in der Kirche der Peter- 
Pauls-Feſtung bei. Höchſtderſelbe dinirte ſodann 
bei dem Großfürſten Konſtantin und verbrachte den 
Abend bei den Majeſtäten. 

Petersburg, 27. März. Artillerie - Salven 
und der Donner der Geſchütze der Peter-Pauls⸗ 


FJeſtung verkündeten die erfolgte Beiſetzung der 


Leiche Kaiſer Alexanders II. Die Kirche der Pe- 
ter-Pauls-Feſtung war während der Feierlichkeit 
überfüllt von Andächtigen. Beſonders ſtark war 
der Andrang des Publikums bei dem letzten Ge— 
bet. Der Katafalk war buchſtäblich mit Blumen 
und Kränzen überſäet. Der Ehrendienſt in der 
Kirche funktionirt, bis das Grabgewölbe geſchloſſen 
Die kaiſerlichen Inſignien wurden von 
Kammerherren in Hofwagen unter Vorritt eines 
Detachements Gardes à cheval in das Winter- 
palais zurückgebracht. 5 


Bukareſt, 26. März. Die Deputirtenkammer 
nahm heute die vom General Lecca eingebrachte 
Motion, dem Fürſten von Rumänien den Königs- 
titel zu verleihen, unter dem enthuſiaſtiſchen Beifall 
der Deputirten an. Die Sektionen ſind ſofort 
zur Abfaſſung des Berichts zuſammengetreten. Als 
die Nachricht hiervon ſich in der Stadt verbreitete, 
legten die Häuſer Flaggenſchmuck an. Als die 
Sitzung wieder aufgenommen worden war, legten 
die Sektionen ihren Bericht vor. Der Geſetzent⸗ 


wurf betreffend die Verleihung des Königstitels an 


den Fürſten enthält zwei Artikel: Rumänien nimmt 
den Titel eines Königreichs und der Fürſt Karl 
den Titel eines Königs an. Der Thronerbe führt 
den Titel eines königlichen Prinzen. Sämmtliche 
Redner, welche zu dem Geſetzentwurf das Wort 
ergriffen, traten für denſelben ein und erklärten 
übereinſtimmend, daß die Rangerhöhuug eine Kon- 
ſequenz der Unabhängigkeit Rumäniens ſei. Der 
Präſident Roſetti erinnerte an die Kämpfe Rums- 
niens Unabhängigkeit und ſagte, er fühle 
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en goldenen Traum Rumäniens ver- 


hebung Rumäniens zu einem Königreiche bei den 
europäiſchen Mächten keinerlei Schwierigkeiten be- 
gegnen werde, weil durch dieſelben eine Verände⸗ 
rung des Programms der Regierung nicht eintrete. 
Der Miniſterpräſident Bratiano hob hervor, daß 
der vorliegende Antrag den von der ganzen Nation 


0 


wirklicht zu ſehen. Boerescu erklärte, als Miniiter . 
des Auswärtigen könne er verſichern, daß die Er⸗ 


ſeit dem Jahre 1832 gehegten Wunſch zur Erfül-. 


lung bringe. Der Geſetzentwurf wurde hierauf 
von den 99 anweſenden Deputirten einſtimmig an- 
genommen. Der Präſident ſchloß ſodann die 
Sitzung mit den Worten: „Die Kammer erhebt 
Rumänien zu einem Königreiche. Es lebe König 
Carol!“ Enthuſtaſtiſcher Beifall) Der Geſetz⸗ 
entwurf wurde ſofort dem Senate übermittelt. 

Senat. Nachdem der Präſident zur Kenntniß 
gebracht hatte, daß die Deputirtenkammer den Ge- 
ſetzentwurf, durch welchen dem Fürſten der Königs- 
titel verliehen wird, angenommen hat, gab der 
Metropolit im Namen des Klerus feiner Freude 
darüber Ausdruck, daß die Vertreter der Nation 
ihrem Souverän die Königskrone anbieten. Der 
ehemalige Miniſter Cantacuzen (konſervativ) erklärte, 
feine Partei jet ſtolz darauf, einen Akt mit vol. 
führen zu können, der dem Wunſche aller Numä- 
nen entſpreche. Der Miniſterpräſident dankte dem 
Sohne des großen Patrioten Cantacuzen, welcher 
im Jahre 1833 bei den ausländiſchen Höfen für 
die Vereinigung der Fürſtenthümer eingetreten fet. 
Der Geſetzentwurf wurde ſchließlich einſtimmig an- 
genommen. 

Sämmtliche Senatoren und Deputirte begaben 
ſich am Abend in das Palais des Souveräns, um 
dieſem das Votum zu überbringen. Die Zugänge 
zu dem Palais waren von einer ungeheuren Men- 
ſchenmenge beſetzt. Die Majeſtäten erſchienen auf 
dem Balkon, umgeben von den Präffdenten des 
Senates und der Deputirtenkammer, dem Metro- 
politen und den Miniſtern und wurden von der 
verſammelten Menge mit enthuſtaſtiſchen Zurufen 
begrüßt. Zahlreiche Muſikkapellen. durchzogen am 
Abend die Straßen der Stadt. 

Bulareſt, 27. März. In der Rede, mit 
welcher König Karl geſtern auf den Beſchluß des 
Parlaments antwortete, hob derſelbe hervor, daß 
er die Königskrone annehme, weil er den Willen 
des Volkes ſtets geachtet habe und weil die Na- 
tion glaube, daß der neue Titel für die Zukunft 
Rumäniens nothwendig ſei und der Ausdehnung, 
der Bedeutung und der dem Lande zuerkannten 
Macht entſpreche. Das Geſetz, welches Rumänien 
zum Königreiche erhebt, wurde bereits promulgirt. 
Der Miniſter des Auswärtigen verſicherte in der 
Kammer, daß die auswärtige Politik der Regie- 


Sohnes unſer vielgeliebter Bruder Großfürſt Wla- rung durch dieſen Schritt in keiner Weiſe verändert 


dimir Alexandrowitſch Reichsverweſer bleiben bis werden würde. 


